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Antrag 

des Bundesministers für Wirtschaft 


betr. Entlastung des Bundesministers für Wirtschaft wegen der Rechnung 
für das Wirtschaftsjahr 1975 über das Sondervermögen des Bundes 
„Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes“ 


I. Durch das Dritte Verstromungsgesetz vom 
13. Dezember 1974 (BGBL I S. 3473) ist ein un- 
selbständiges Sondervermögen des Bundes mit 
dem Namen „Ausgleichsfonds zur Sicherung 
des Steinkohleneinsatzes" gebildet worden, das 
vom Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ver- 
waltet wird. 

Aus dem Ausgleichsfonds werden nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes Zuschüsse zur Förderung 
des Einsatzes von Steinkohle in der Kraftwirt- 
schaft gewährt und die Kosten der Verwaltung 
des Sondervermögens bestritten. Die Mittel des 
Ausgleichsfonds werden durch eine Ausgleichs- 
abgabe aufgebracht. Das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft ist ermächtigt, bis zur Höhe von 


200 Millionen DM Kredite zur Aufrechterhaltung 
einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft (Kas- 
senverstärkungskredite) aufzunehmen. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft hat 
für jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan 
aufzustellen, der der Genehmigung des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft bedarf. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft hat dem Bundestag und 
dem Bundesrat im Laufe des nächsten Wirt- 
schaftsjahres zur Entlastung gesondert Rech- 
nung zu legen, 

II. Die Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichs- 
fonds haben sich im Wirtschaftsjahr 1975 im 
Vergleich zum Wirtschaftsplan wie folgt ent- 
wickelt: 


Titel 

It, 

Wirt- 

sdiafts- 

plan 

Zweckbestimmung 

Ist-Einnahmen 

Ist-Ausgaben 

Soll It. 

Wirtschaftsplan 

Geg 
Rechnu 
das ] 

mehr 

fenüber dem 
ingssoll beträgt 
Redinungsist 

weniger 

DM 

DM 

DM 

DM 


Einnahmen 





99 

Ausgleichsabgabe 

776 097 564,67 

977 500 000,— 

— 

201 402 435,33 

19 

Vermischte Einnahmen 

— 

10 000,— 

— 

10 000,— 

62 

Zinserträge 

1 949 885,27 

2 490 000,— 

— 

540 114,73 


Gesamteinnahmen 

778 047 449,94 

980 000 000 — 

— 

201 952 550,06 
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Titel 

It. 

Wirt- 

schafts- 

plan 

Zweckbestimmung 

Ist-Einnahmen 

Ist-Ausgaben 

Soll It. 

Wirtschaftsplan 

Gegenüber dem 
Rechnungssoll beträgt 
das Rechnungsist 

mehr 

weniger 


DM 

DM 

DM 

DM 

22 

Ausgaben 

Personalausgaben 

Bezüge der planmäßigen 
Beamten 

562 314,68 

882 000,— 


. 319 685,32 

25 

Vergütungen der Angestellten 

936 816,90 

1 066 000,— 

— 

129 183,10 

11 

Sächliche Verwaltungs- 
ausgaben 

Geschäftsbedarf 

32 197,55 

38 000,— 


5 802.45 

12 

Bücher und Zeitschriften 

3 024,85 

6 000,— 

— 

2 975,15 

13 

Post- und Fernmeldegebühren 

41 952,15 

65 000,— 

— 

23 047,85 

14 

Haltung von Dienstfahrzeugen 

2 299,50 

3 000,— 

— 

700,50 

15 

Geräte, Ausstattungs- und Aus- 
rüstungsgegenstände sowie 

Maschinen 

1 928,49 

3 000,— 


1 071,51 

17 

Bewirtschaftung der Grund- 
stücke, Gebäude und Räume . . 

76 311,80 

86 000,— 

_ 

9 688,20 

18/1 

Mieten und Pachten für Grund- 
stücke, Gebäude und Räume . . 

271 546,86 

310 000,— 

_ 

38 453,14 

18/2 

Mieten und Pachten für Ma- 
schinen, Geräte und Fahrzeuge 



1 000,— 



1 000,— 

19 

Unterhaltung der Grundstücke 
und baulichen Anlagen 

1 296,87 

12 000,— 



10 703,13 

26/1 

Gerichts- und ähnliche Kosten 

— 

10 000,— 

— 

10 000,— 

26/2 

Kosten für Sachverständige . . 

1 602,— 

400 000,— 

— 

398 398,— 

27 

Kosten für Inlandsreisen 

7 148,11 

26 000,— 

— 

18 851,89 

39 

Vermischte Verwaltungsaus- 
gaben (sowie Gemeinkosten- 
zuschlag, Provision und Ge- 
bühren für Kontoführung) . . . 

247 759,29 

312 000,— 


64 240,71 

75 

Zinsen für Kredite 

615 100,— 

1 400 000,— 

— 

784 900,— 

83/1 

Zuschüsse gemäß §§ 3 und 12 
des Dritten Verstromungs- 
gesetzes 

Die Ausgaben sind gegenseitig 
deckungsfähig. 

Zuschüsse gemäß § 3 Abs. 1 
bis 3 

230 406 646,— 

487 000 000,— 


256 593 354,— 

83/2 

Zuschüsse gemäß § 12 Abs. 2 

203 527 076,36 

438 000 000,— 

— 

234 472 923,64 

83/3 

Stromtransportkosten gemäß 
§ 3 Abs. 4 

2 352 322,— 

50 000 000,— 

— 

47 647 678,— 

12 

Ausgaben für Investitionen 

Geräte, Ausstattungs- und Aus- 
rüstungsgegenstände sowie 

Maschinen 

378 948,68 

380 000,— 


1 051,32 


Gesamtausgaben 

439 466 292,09 

980 000 000,— 

— 

540 533 707,91 


Gemäß § 2 Abs. 5 des Dritten Verstromungsgesetzes vom 13. Dezember 1974 (BGBL I S. 3473) zugeleitet 
mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister für Wirtschaft vom 10. Juni 1976 
— Z Al — 99 26 76— . 


2 

















Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksachO 7/5416 


IIL Die Übersicht zeigt, daß sowohl bei den Ein- 
nahmen als auch bei den Ausgaben die An- 
sätze des Wirtschaftsplans z. T, erheblich unter- 
schritten worden sind. Dies ist im wesentlichen 
eine Folge von Verzögerungen beim Anlaufen 
der Regelung im 1. Jahr nach ihrem Inkraft- 
treten sowie der im Vergleich zu früheren Pro- 
gnosen wesentlich verringerten Elektrizitäts- 
erzeugung im Jahre 1975. Im einzelnen ist zu 
bemerken: 

1. Die Einnahmen aufgrund der Ausgleichsab- 
gabe hängen von den Erlösen der Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen aus der Liefe- 
rung von Elektrizität bzw. bei Eigenerzeu- 
gern von dem Wert der selbst erzeugten 
und verbrauchten Elektrizität ab. Nachdem 
die Elektrizitätserzeugung im Jahre 1975 
nicht wie vorausgeschätzt um rd. 7 % zu-, 
sondern um knapp 3 % abnahm, hat sich die 
Höhe der von den Unternehmen zu zahlen- 
den Ausgleichsabgaben entsprechend ver- 
ringert. Außerdem war die auf den Monat 
Dezember 1975 entfallende Ausgleichsab- 
gabe nach § 5 Abs. 1 des Dritten Verstro- 
mungsgesetzes erst im Januar 1976 zu zah- 
len. 

2. Die Zinseinnahmen waren geringer als er- 
wartet, weil 

a) die bei der Anlage von Guthaben des 
Sondervermögens vereinbarten Zinsfäl- 
ligkeiten z. T. erst in das Jahr 1976 fal- 
len, 

b) mit der Berechnung von Verzugszinsen 
nach § 5 Abs. 2 des Dritten Verstro- 
mungsgesetzes erst Ende 1975 begonnen 
werden konnte. Wegen der großen Zahl 
der zu fertigenden Bescheide und der 
hohen Widerspruchspquote sind höhere 
Einnahmen erst für 1976 zu erwarten. 

3. Bei den Personalausgaben und den säch- 
lichen Verwaltungsausgaben wirkte sich aus, 
daß das Personal für die Durchführung des 
Dritten Verstromungsgesetzes erst allmäh- 
lich gewonnen werden konnte. (Endgültige 
Deckung des Personalbedarfs erst Anfang 
April 1976). Es wurden weitgehend Planstel- 
len und Stellen der aufgelösten Bundesstelle 


für Entwicklungshilfe mit den Stelleninha- 
bern übernommen. 

4. Die Minderausgaben bei den Zuschüssen ge- 
mäß §§ 3 und 12 des Dritten Verstromungs- 
gesetzes beruhten z. T. darauf, daß der 
Steinkohleneinsatz in Steinkohlenkraftwer- 
ken im Jahre 1975 wegen des konjunkturel- 
len Verlaufs und des dadurch bedingten 
Rückgangs des Stromverbrauchs stark abge- 
nommen hat. Außerdem wirkte sich aus, daß 
das Berechnungsverfahren für die in den 
Geltungsbereich des Zweiten Verstromungs- 
gesetzes fallenden Kraftwerke erst im Laufe 
des Jahres abschließend festgelegt wurde 
und die Richtlinien für den Ausgleich der 
Minderpreisgeschäfte (§12 Abs. 2 des Drit- 
ten Verstromungsgesetzes) sowie für die 
Zuschüsse zu den Stromtransportkosten (§ 3 
Abs. 4 des Dritten Verstromungsgesetzes) 
erst am 28, Juni 1975 bzw. 8. Oktober 1975 
in Kraft traten. Ferner haben die Unterneh- 
men von der gesetzlichen Möglichkeit, für 
1975 monatliche Abschlagsanträge zu stellen, 
weniger als erwartet Gebrauch gemacht. 

5. Die Kreditbeschaffungskosten lagen unter 
den Vorausschätzungen, da Kredite nur in 
den ersten vier Monaten des Jahres 1975 
aufgenommen werden mußten, um fällige 
Zuschußansprüche vor Eingang entsprechen- 
chender Einnahmen aus der Ausgleichsab- 
gabe erfüllen zu können. 

IV. Das Vermögen des Ausgleichsfonds hat sich 
im Jahre 1975 wie folgt entwickelt: 

1975 

— in Millionen DM — 

1. Stand des Ausgleichsfonds 


am 1. Januar — 

2. Einnahmen 778,05 

3. Verfügbare Summe 778,05 

4. Ausgaben 439,47 

5. Stand des Ausgleichsfonds 

am 31. Dezember 338,58 
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